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Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 

über das Verfahren bei Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid

Vom 21. Juli 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 

über das Verfahren bei Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid

Artikel 1

Das Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative,
Volksbegehren und Volksentscheid (VIVBEVG) vom
30. April 2002 (GV. NRW. S. 130), geändert durch Gesetz
vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766), wird wie folgt
geändert:

1. Die §§ 1 bis 5 werden wie folgt gefasst:

„§ 1

(1) Die Absicht, Unterschriften für eine Volksinitia-
tive zu sammeln, ist schriftlich dem Innenministeri-
um anzuzeigen. Die Anzeige muss die Angaben nach
Absatz 3 Nr. 1 enthalten und die Vertrauenspersonen
nach Absatz 3 Nr. 3 benennen. Das Innenministerium
teilt den Vertrauenspersonen mit, ob rechtliche Be-
denken bestehen, und berät sie bezüglich des weite-
ren Verfahrens. Über die beabsichtigte Volksinitiati-
ve unterrichtet das Innenministerium den Landtag
und die Landesregierung.

(2) Der Antrag auf Behandlung der Volksinitiative
im Landtag ist schriftlich an die Präsidentin oder
den Präsidenten des Landtags zu richten.

(3) Der Antrag muss enthalten

1.

a) die genaue Umschreibung des Gegenstandes
der politischen Willensbildung, mit dem sich
der Landtag befassen soll, oder

b) einen ausgearbeiteten und mit Gründen ver-
sehenen Gesetzentwurf unter Angabe der vo-
raussichtlich entstehenden Kosten;

2. die persönliche und handschriftliche Unterschrift
von mindestens 0,5 vom Hundert der Stimmbe-
rechtigten (§ 1 des Landeswahlgesetzes), die bei
Eingang des Antrages nicht älter als ein Jahr sein
darf. Stimmberechtigte, die des Schreibens oder
Lesens unkundig sind oder durch körperliches
Gebrechen an der Eintragung gehindert sind,
können sich zur Eintragung der Hilfe einer ande-
ren Person bedienen. § 13 Abs. 4 Satz 2 und 3,
Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend;

3. die Benennung einer Vertrauensperson und einer
stellvertretenden Vertrauensperson, die ermäch-
tigt sind, die Antragstellerinnen und Antragstel-
ler bei allen mit der Volksinitiative zusammen-
hängenden Geschäften zu vertreten. Fehlt diese
Benennung, so gilt die Person, die als erste unter-
zeichnet hat, als Vertrauensperson, und diejenige,
die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertre-
tende Vertrauensperson. Erklärt bei einem Antrag
gemäß Absatz 1 mehr als die Hälfte der Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner schriftlich, dass
die Vertrauensperson oder die stellvertretende
Vertrauensperson durch eine andere Person er-
setzt werden soll, so tritt diese an die betreffende
Stelle, sobald die Erklärung der Präsidentin oder
dem Präsidenten des Landtags zugegangen ist; 

4. den Hinweis, dass die Unterzeichnerinnen und
Unterzeichner sowie die Vertrauenspersonen die

erhobenen personenbezogenen Daten nur für das
Verfahren der Volksinitiative nutzen.

(4) Neben der Unterschrift sind Familienname, Vor-
namen und Anschrift (Hauptwohnung) jeder Unter-
zeichnerin und jedes Unterzeichners sowie der Tag
der Unterschriftsleistung in deutlich lesbarer Form
anzugeben. Ein Zusatz oder Vorbehalt ist unzulässig.
Das Stimmrecht jeder Antragstellerin und jedes An-
tragstellers darf nur einmal ausgeübt werden. Es ist
durch eine Bestätigung nachzuweisen, die von der
Gemeinde der Hauptwohnung unentgeltlich erteilt
wird.

(5) Für den Antrag sind Unterschriftsbögen zu ver-
wenden, die den Absätzen 3 und 4 sowie den durch
Rechtsverordnung nach § 33 erlassenen Vorschriften
entsprechen.

(6) Ungültig sind Eintragungen, wenn

1. sie nicht in einem den Vorschriften entsprechen-
den Unterschriftsbogen erfolgt sind,

2. die Eintragungen gegen Absatz 3 Nr. 2 oder Ab-
satz 4 verstoßen oder

3. die Bestätigung des Stimmrechts (Absatz 4 Satz
4) fehlt oder unrichtig ist.

(7) Die Beschaffung der Unterschriftsbögen ist Sache
derjenigen, die die Volksinitiative verfolgen. Die
Kosten, die bis zum Eingang des Antrags bei der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten des Landtags anfal-
len, tragen die Antragstellerinnen und Antragsteller.

§ 2

(1) Die Vertrauenspersonen können den Antrag bis
zur Veröffentlichung der Entscheidung über die Zu-
lässigkeit der Volksinitiative (§ 4 Abs. 2) gemeinsam
durch handschriftlich unterzeichnete Erklärung ge-
genüber der Präsidentin oder dem Präsidenten des
Landtags zurücknehmen.

(2) Als Rücknahme gilt auch die schriftliche Zu-
rückziehung so vieler Unterschriften, dass die Zahl
der verbleibenden Unterschriften hinter der Min-
destzahl von 0,5 vom Hundert der Stimmberechtig-
ten (Artikel 67a Abs. 2 Satz 1 der Landesverfassung)
zurückbleibt.

§ 3

Die Volksinitiative ist unzulässig, wenn 

1. sie den Anforderungen des Artikels 67a Abs. 1 der
Landesverfassung oder den Antragsvorausset-
zungen nach § 1 nicht entspricht oder

2. der Landtag sich innerhalb der letzten zwei Jahre
vor der Antragstellung aufgrund einer Volksini-
tiative mit einem sachlich gleichen Gegenstand
der politischen Willensbildung befasst hat.

§ 4

(1) Der Landtag entscheidet innerhalb von drei Mo-
naten nach Eingang des Antrages, ob die Vorausset-
zungen nach den §§ 1 Abs. 2 bis 5 und 3 erfüllt sind.
Als für die Berechnung nach Artikel 67a Abs. 2
Satz 1 der Landesverfassung erforderliche Gesamt-
zahl der Stimmberechtigten gilt die bei der letzten
Landtagswahl amtlich festgestellte Anzahl aller
Wahlberechtigten. Erfüllt der Antrag die Vorausset-
zungen, ist die Volksinitiative mit der stattgebenden
Entscheidung des Landtags rechtswirksam zustande
gekommen.

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 Satz 1 ist durch
die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtags
den Antragstellerinnen und Antragstellern  zuzustel-
len und im Gesetz- und Verordnungsblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen öffentlich bekannt zu
machen. Wird der Antrag auf Behandlung der Volks-
initiative als unzulässig zurückgewiesen, ist die Ent-
scheidung zu begründen.

(3) Enthält der Antrag behebbare Verstöße gegen § 1,
ist den Antragstellerinnen und Antragstellern eine
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angemessene Frist, höchstens jedoch ein Monat, zur
Beseitigung der Mängel zu gewähren. Satz 1 gilt
nicht für fehlende Unterschriften. Nach Ablauf der
Frist können Mängel nicht mehr behoben werden. 

(4) Hat der Antrag nicht die erforderliche Zahl von
Unterschriften nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 erreicht, kann
der Landtag ihn mit gemeinsamer Zustimmung der
Vertrauenspersonen an den Petitionsausschuss des
Landtags überweisen.

(5) Der Landtag hat die Volksinitiative innerhalb
von drei Monaten nach ihrem Zustandekommen ab-
schließend zu behandeln. Die Vertrauenspersonen
sind von den zuständigen Ausschüssen des Landtags
anzuhören. Ein Beschluss des Landtags ist durch die
Präsidentin oder den Präsidenten des Landtags den
Antragstellerinnen und Antragstellern zuzustellen
und im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen öffentlich bekannt zu machen. 

§ 5

Wird der Antrag auf Behandlung der Volksinitiative
als unzulässig zurückgewiesen, können die Antrag-
stellerinnen und Antragsteller innerhalb einer Frist
von einem Monat nach der Zustellung der Entschei-
dung den Verfassungsgerichtshof anrufen.“ 

2. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6

(1) Stimmberechtigte (§ 1 des Landeswahlgesetzes),
die ein Volksbegehren nach Artikel 68 der Landes-
verfassung stellen wollen, haben sich in Listen ein-
zutragen, die von den Gemeindebehörden auszulegen
sind, nachdem die Auslegung zugelassen ist.

(2) § 1 Abs. 1 gilt entsprechend.“

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„§ 1 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 und § 13 Abs. 4 Satz 2
und 3, Abs. 3 Satz 3 gelten entsprechend.“

bb) Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt gefasst:

„Das Stimmrecht jeder Unterzeichnerin und
jedes Unterzeichners ist durch eine Bestä-
tigung ihrer oder seiner Gemeinde nachzu-
weisen.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„In dem Antrag sollen eine Vertrauensperson und
eine stellvertretende Vertrauensperson benannt
werden, die ermächtigt sind, die Antragstellerin-
nen und Antragsteller bei allen mit dem Volksbe-
gehren zusammenhängenden Geschäften zu ver-
treten.“

c) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „Hälfte
der“ die Wörter „Unterzeichnerinnen und“ einge-
fügt.

4. § 8 wird wie folgt gefasst:

„Der Antrag muss den ausgearbeiteten und mit
Gründen versehenen Gesetzentwurf unter Angabe
der voraussichtlich entstehenden Kosten enthalten.
Die Zulassung ist zu versagen, wenn einem sachlich
gleichen Antrag innerhalb der letzten zwei Jahre
stattgegeben worden ist, oder wenn der Gesetzent-
wurf ein Rechtsgebiet betrifft, das nach den Bestim-
mungen des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland nicht zur gesetzgeberischen Zuständig-
keit der Länder gehört. Über Finanzfragen, Abga-
bengesetze und Besoldungsordnungen ist ein Volks-
begehren nicht zulässig.“ 

5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Vertrauenspersonen können den Antrag
bis zu dieser Veröffentlichung gemeinsam durch

handschriftlich unterzeichnete Erklärung gegen-
über dem Innenministerium zurücknehmen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Als bis zur Veröffentlichung nach Absatz 1
zulässige Rücknahme gilt auch die schriftliche
Zurückziehung so vieler Unterschriften, dass die
Zahl der verbleibenden Unterschriften hinter der
Mindestzahl des § 7 Abs. 1 zurückbleibt.“

6. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 3 wird Absatz 2 Satz 2.

b) Der bisherige Absatz 2 Satz 2 wird Absatz 3 und
wie folgt geändert:

Vor dem Wort „Antragstellern“ sind die Wörter
„Antragstellerinnen und“ einzufügen.

c) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze einge-
fügt: 

„(4) Die Eintragungslisten sind in Gemeinden bis
100.000 Einwohner mindestens an einer Stelle, in
Gemeinden über 100.000 Einwohner mindestens
an zwei Stellen für die Eintragung auszulegen.

(5) Die Eintragungslisten sind nach Bestimmung
des Innenministeriums an nicht mehr als vier der
in die Eintragungsfrist fallenden Sonntage in ei-
nem zusammenhängenden Zeitraum von mindes-
tens vier Stunden auszulegen.“

d) Absatz 3 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst:

„(6) Beginn und Ende der Eintragungsfrist nach
Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bestimmt das Innenministe-
rium. In einzelnen Fällen kann es die Fristen des
Absatzes 2 verlängern.“

7. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Eintragungsberechtigt ist, wer am Tage der
Eintragung zum Landtag wahlberechtigt ist oder
bis zum letzten Tag der Eintragungsfrist wahlbe-
rechtigt wird.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Zur Eintragung wird zugelassen, wer in das
Wählerverzeichnis eingetragen ist, es sei denn,
dass sie oder er das Stimmrecht verloren hat.“

Nach Absatz 2 werden folgende Absätze einge-
fügt:

„(3) Stimmberechtigte können auch auf einem
Eintragungsschein ihre Unterstützung des Volks-
begehrens erklären, sofern sie den Eintragungs-
schein der Gemeinde des Wohnortes so rechtzeitig
übersenden, dass er dort spätestens am letzten
Tag der Eintragungsfrist innerhalb der Ausle-
gungszeit für die Eintragungslisten eingeht. Auf
dem Eintragungsschein haben die Stimmberech-
tigten gegenüber der Gemeindebehörde an Eides
statt zu versichern, dass die Erklärung der Unter-
stützung des Volksbegehrens von ihnen persönlich
abgegeben worden ist. Die Gemeindebehörde ist
zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides
statt zuständig; insoweit gilt sie als Behörde im
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

(4) Stimmberechtigte, die des Schreibens oder Le-
sens unkundig sind oder durch körperliches Ge-
brechen gehindert sind, den Eintragungsschein zu
unterzeichnen, können sich der Hilfe einer ande-
ren Person bedienen. Auf dem Eintragungsschein
hat die oder der Stimmberechtigte oder die Hilfs-
person gegenüber der Gemeindebehörde an Eides
statt zu versichern, dass die Erklärung der Unter-
stützung des Volksbegehrens persönlich oder ge-
mäß dem erklärten Willen der oder des Stimmbe-
rechtigten abgegeben worden ist. Absatz 3 Satz 3
gilt entsprechend.“

8. § 14 wird wie folgt gefasst:

„Einen Eintragungsschein stellt die Gemeinde des
Wohnortes den Stimmberechtigten auf ihren Antrag
nach Veröffentlichung der Zulassung der Listenaus-
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legung bis zum Ende der siebten Woche der Eintra-
gungsfrist aus.“ 

9. § 15 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „der Eintra-
gungsberechtigte“ durch die Wörter „sind die Ein-
tragungsberechtigten“ ersetzt.

10. § 16 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 werden die beiden ersten Halbsätze wie
folgt gefasst:

„Erklären Eintragungsberechtigte, dass sie nicht
schreiben können,“.

11. § 17 wird wie folgt gefasst:

„§ 17

(1) Ungültig sind Eintragungen, die

1. nicht eigenhändig geschehen sind,

2. die Identität oder den Willen der Person nicht
zweifelsfrei erkennen lassen,

3. von nicht eintragungsberechtigten Personen
herrühren,

4. an der Eintragungsstelle nicht in vorschrifts-
mäßige Eintragungslisten gemacht sind,

5. einen Zusatz oder Vorbehalt enthalten,

6. mehrfach vorgenommen werden oder

7. nicht rechtzeitig erfolgt sind.

(2) Eintragungen in Eintragungsscheinen sind un-
gültig, wenn

1. der Eintragungsschein ungültig ist,

2. die Eintragungen nicht Absatz 1 Nr. 1 bis 3
und 5 bis 7 entsprechen oder

3. die Erklärung der Unterstützung des Volks-
begehrens oder die Versicherung an Eides
statt auf dem Eintragungsschein nicht unter-
schrieben ist.“ 

12. § 18 wird wie folgt geändert:

Absatz 1 wird wie folgt geändert:

Vor den Wörtern „den Landeswahlleiter“ werden die
Wörter „die Landeswahlleiterin oder“ eingefügt.

13. § 20 wird wie folgt geändert:

Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter
stellt es den Vertrauenspersonen zu.“

14. § 22 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 wird nach dem Wort „statt“ ein Komma
eingefügt und in Nr. 2 und 3 die Angabe „Artikel 69
Abs. 2“ jeweils durch die Angabe „Artikel 69 Abs. 3“
ersetzt.

15. § 24 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 wird das Wort „Landtage“ durch das
Wort „Landtag“ ersetzt.

16. § 31 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils vor dem
Wort „Antragstellern“ die Wörter „Antragstellerin-
nen und“ eingefügt.

17. Nach § 31 wird folgender Paragraph eingefügt:

„§ 32

Personenbezogene Daten, die auf der Grundlage die-
ses Gesetzes erhoben werden, dürfen nur für die
Durchführung der jeweiligen Volksinitiative, des je-
weiligen Volksbegehrens oder des jeweiligen Volksent-
scheides verarbeitet werden. Werden sie für das Ver-
fahren nicht mehr benötigt, sind sie zu vernichten.“

18. Der bisherige § 32 wird § 33 und wie folgt gefasst:

„Das Innenministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Haupt-
ausschuss des Landtags und im Einvernehmen mit
der Staatskanzlei Einzelheiten des Verfahrens nach
diesem Gesetz zu regeln, insbesondere 

1. zu Form und Inhalt der Unterschriftsbögen für ei-
ne Volksinitiative,

2. zu Form und Inhalt des Antrages auf Zulassung
der Listenauslegung sowie der Eintragungs- und
Nachtragslisten und des Eintragungsscheins für
ein Volksbegehren,

3. zur Versagung der Entgegennahme von Eintra-
gungslisten, der Zulassung zur Eintragung oder
der Erteilung eines Eintragungsscheins sowie zu
Eintragungsstellen und -zeiten für ein Volksbe-
gehren und

4. hinsichtlich des Volksentscheids zur Bekanntma-
chung des Abstimmungstages durch die Gemein-
den, zur Abstimmung, zur Feststellung und An-
fechtung des Abstimmungsergebnisses sowie zur
Wiederholung der Abstimmung.“

19. Nach § 33 wird folgender Paragraph eingefügt:

„§ 34

Über die Auswirkungen dieses Gesetzes berichtet die
Landesregierung dem Landtag bis zum 31. Dezember
2009.“

20. Der bisherige § 33 wird § 35.

Artikel 2

§ 1

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft. Abweichend davon tritt Artikel 1 Nr. 1, 7 Buch-
stabe c und 11 (§ 17 Abs. 2) drei Monate nach dem in
Satz 1 genannten Zeitpunkt in Kraft.

(2) Für vor dem In-Kraft-Treten nach Absatz 1 bean-
tragte Volksinitiativen gilt Artikel 1 Nr. 1 nicht. 

(3) Für vor dem In-Kraft-Treten nach Absatz 1 Satz 1
beantragte Volksbegehren gilt Artikel 1 Nr. 4 nicht. Arti-
kel 1 Nr. 5, 6, 7 Buchstabe c und 11 (§ 17 Abs. 2) gilt in-
soweit nur, wenn die Veröffentlichung nach § 11 Abs. 1
des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiative,
Volksbegehren und Volksentscheid (VIVBVEG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. April 2002 (GV.
NRW. S. 130) noch nicht erfolgt ist; hinsichtlich Artikel 1
Nr. 7 Buchstabe c und 11 (§ 17 Abs. 2) bleibt Absatz 1
Satz 2 unberührt. Satz 2 gilt für nach dem In-Kraft-Tre-
ten nach Absatz 1 Satz 1, jedoch vor In-Kraft-Treten
nach Absatz 1 Satz 2 beantragte Volksbegehren entspre-
chend. 

§ 2

Das Innenministerium wird ermächtigt, das Gesetz
über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren
und Volksentscheid (VIVBVEG) in der neuen Fassung mit
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlauts einschließlich der Verweisungen so-
wie der Rechtschreibung zu berichtigen.

Düsseldorf, den 21. Juli 2004

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Innenminister 

Dr. Fritz  B e h r e n s

– GV. NRW. 2004 S. 408
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Gesetz 
über die Errichtung und den 

Betrieb einer Rohrleitungsanlage 
zwischen Selfkant und Marl

Vom 21. Juli 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, dass
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
über die Errichtung und den 

Betrieb einer Rohrleitungsanlage 
zwischen Selfkant und Marl

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Rohrleitungs-
anlage – nach § 20 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Nummer
19.4 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung – für die Durchleitung von Propylen von
der Gemeinde Selfkant über Köln, Oberhausen nach
Marl sowie weitere Leitungsabschnitte, die in Wesseling
bzw. Moers enden, dienen dem Wohl der Allgemeinheit
gemäß Artikel 14 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes. Dies
gilt unabhängig davon, dass die Anlage neben deutschen
auch ausländischen Nutzern für den Transport zur Verfü-
gung steht oder zusätzlich zu den in Absatz 2 genannten
Zwecken privatwirtschaftlichen Zwecken dient.

(2) Insbesondere dient die Verwirklichung des in Ab-
satz 1 bezeichneten Vorhabens dazu,

1. Propylen auf möglichst energiesparende, emissionsar-
me und umweltschonende Weise zu befördern,

2. angesichts der im Vergleich zu Fernleitungen höheren
Unfallrisiken anderer Transportmittel die Transport-
sicherheit weiter zu erhöhen,

3. die Sicherheit und Zuverlässigkeit der Propylenver-
sorgung zu erhöhen, um aufgrund der verbesserten
Rohstoffverfügbarkeit den Standort der chemischen
und weiterverarbeitenden Industrie in Nordrhein-
Westfalen und damit Arbeitsplätze zu sichern sowie

4. einen grenzüberschreitenden Verbund für den Trans-
port von Propylen zu schaffen.

§ 2

Enteignungszweck und Gegenstand 
der Enteignung

(1) Zur Errichtung und zum Betrieb der Rohrleitungs-
anlage kann enteignet werden. Ein Grundstück darf nur
in dem Umfang enteignet werden, in dem dies zur Ver-
wirklichung des Enteignungszwecks erforderlich ist.
Reicht eine Belastung des Grundstücks mit einem Recht
zur Verwirklichung des Enteignungszwecks aus, so ist die
Enteignung hierauf zu beschränken.

(2) Bestandteile der Rohrleitungsanlage sind insbeson-
dere ihre sämtlichen Betriebs- und Sicherheitseinrich-
tungen, die notwendigen Zufahrten zu diesen Einrich-
tungen sowie der 10 Meter breite Schutzstreifen. Die der
Errichtung dienenden Arbeitsstreifen und Hilfsflächen
sind den Bestandteilen der Rohrleitungsanlage im Sinne
des Satzes 1 für die Dauer der Errichtung gleich gestellt.

§ 3

Zulässigkeit der Enteignung

(1) Die Enteignung ist im einzelnen Fall nur zulässig,
wenn das Wohl der Allgemeinheit sie erfordert und der
Enteignungszweck auf andere zumutbare Weise, insbe-
sondere aus Grundbesitz des die Anlage errichtenden und
betreibenden Unternehmens, nicht erreicht werden kann.
Die Enteignung setzt ferner voraus, dass das die Anlage
errichtende und betreibende Unternehmen sich nach-
weislich ernsthaft bemüht hat, das Grundstück oder das

in § 2 Abs. 1 Satz 2 bezeichnete Recht zu angemessenen
Bedingungen freihändig zu erwerben und glaubhaft
macht, das Grundstück oder das Recht daran werde in-
nerhalb angemessener Frist zu dem vorgesehenen Zweck
verwendet bzw. ausgeübt werden.

(2) Der für das Vorhaben nach § 20 UVPG erforderli-
che Planfeststellungsbeschluss muss unanfechtbar sein
oder ein hiergegen eingelegtes Rechtsmittel darf keine
aufschiebende Wirkung haben. Er ist dem Enteignungs-
verfahren zugrunde zu legen und ist für die Enteignungs-
behörde bindend.

(3) Für die Enteignung ist Entschädigung zu leisten.

(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Gesetzes
über Enteignung und Entschädigung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesenteignungs- und Entschädi-
gungsgesetz – EEG NW –) vom 20. Juni 1989 (GV. NRW.
S. 366, ber. S. 570).

§ 4

Rückenteignung bei endgültiger 
Betriebseinstellung

§ 42 Abs. 1, 5 und 6 sowie § 43 Sätze 1 bis 3 und 5 EEG
NW gelten sinngemäß, wenn der Betrieb der Rohrlei-
tungsanlage endgültig eingestellt wird.

Das Verlangen auf Rückenteignung ist binnen zwei
Jahren, nachdem der Eigentümer des Grundstücks dem
früheren Eigentümer von der endgültigen Einstellung des
Betriebes Kenntnis gegeben hat, bei der Enteignungsbe-
hörde zu stellen. Die Kenntnisgabe erfolgt durch unmit-
telbare Information des früheren Eigentümers oder durch
Veröffentlichungen über die für Wirtschaft zuständige
oberste Landesbehörde im Ministerialblatt das Landes
NRW und in den jeweils örtlichen Tageszeitungen. § 206
BGB gilt sinngemäß.

§ 5

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in
Kraft. 

Die Landesregierung überprüft bis zum 31. Dezember
2009 die Auswirkungen dieses Gesetzes und unterrichtet
den Landtag.

Düsseldorf, den 21. Juli 2004 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Minister 
für Wirtschaft und Arbeit

Harald  S c h a r t a u

– GV. NRW. 2004 S. 411

2251

Satzung 
der Landesanstalt für Medien 

Nordrhein-Westfalen (LfM) über die 
Nutzung von Sendezeiten 

für den Bürgerfunk im Fernsehen 
zur Verbreitung in Offenen Kanälen 

(Nutzungssatzung Fernsehen)

Vom 18. Juni 2004

Aufgrund des § 78 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 Satz 1, Abs. 5
Satz 2 des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen
(LMG NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), zuletzt
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geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2003 (GV. NRW.
S. 320), erlässt die Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen (LfM) folgende Satzung:

§ 1

Grundsätze

(1) Wer nicht zur Veranstaltung und Verbreitung von
Rundfunk nach dem Landesmediengesetz Nordrhein-
Westfalen oder anderen Gesetzen zugelassen ist, kann mit
Programmbeiträgen für das Fernsehen zur Verbreitung in
Offenen Kanälen Bürgerfunk beitreiben.

(2) Bürgerfunk darf nicht auf einen wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb gerichtet sein. Werbung und Teleshop-
ping sind unzulässig. Sponsoring des Bürgerfunks im
Fernsehen zur Verbreitung in Offenen Kanälen ist ledig-
lich nach Maßgabe des § 6 zulässig.

(3) Die LfM lässt gem. § 76 Abs. 1 LMG NRW auf
Antrag juristische Personen und auf Dauer angelegte
Personenvereinigungen zu, deren Zweck es ist, tech-
nische Einrichtungen für einen Offenen Kanal im Fern-
sehen bereitzuhalten, in dem Beiträge über Kabel ver-
breitet werden (Arbeitsgemeinschaft). Bürgerfunk im
Fernsehen zur Verbreitung in Offenen Kanälen wird
von Personen, Stellen oder Gruppen (Nutzerinnen und
Nutzer) betrieben, die sich zur Verbreitung ihrer Pro-
grammbeiträge eine Arbeitsgemeinschaft bedienen, die
die erforderlichen technischen Einrichtungen für einen
Offenen Kanal im Fernsehen bereithält. Nutzerinnen
und Nutzer haben gem. § 78 Abs. 1 Satz 1 LMG NRW
einen Anspruch darauf, im Offenen Kanal zu Wort zu
kommen.

§ 2

Zugangsberechtigung

(1) Zugangsberechtigt sind Nutzerinnen und Nutzer,
die ihre Hauptwohnung oder ihren Sitz im Verbrei-
tungsgebiet des Programms für den Offenen Kanal
haben.

(2) Gruppe im Sinne des § 75 LMG NRW und dieser
Satzung ist jeder Zusammenschluss von mindestens zwei
Personen zu einem gemeinsamen Zweck.

§ 3

Ausschluss der Zugangsberechtigung

(1) Nicht zugangsberechtigt sind Personen, Stellen
oder Gruppen, die oder deren Mitglieder einer Ver-
anstaltergemeinschaft angehören. Dies gilt nicht für
Stellen nach § 62 Abs. 1 LMG NRW, die sich nicht
an der Gründung einer Veranstaltergemeinschaft betei-
ligen.

(2) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren
Mitglieder, Gesellschafter oder gesetzliche oder sat-
zungsmäßige Vertreter von juristischen Personen des
öffentlichen Rechts oder Personen sind, die zu diesen
juristischen Personen des öffentlichen Rechts in einem
Dienst- oder Arbeitsverhältnis in leitender Stellung
stehen. Vom Zugangsverbot nach Satz 1 sind öffentlich-
rechtliche Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften sowie Theater, Volkshochschulen, Hoch-
schulen und Schulen und sonstige kulturelle Einrich-
tungen nicht erfasst. Die evangelischen Kirchen, die
katholische Kirche und die jüdischen Kultusgemeinden
sind nach Maßgabe des Absatzes 1 vom Zugang ausge-
schlossen.

(3) Nicht zugangsberechtigt sind Personen, Stellen
oder Gruppen, die als Unternehmen und Vereinigungen
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts abhän-
gig sind (§ 17 AktG).

(4) Nicht zugangsberechtigt sind Personen, Stellen
oder Gruppen, deren Mitglieder oder gesetzliche oder
satzungsmäßige Vertreter zugleich Mitglieder der Bun-
desregierung, der Landesregierung oder einer ausländi-
schen Regierung sind.

(5) Nicht zugangsberechtigt sind Personen, Stellen
oder Gruppen, deren Mitglieder, Gesellschafter, gesetzli-

che oder satzungsmäßige Vertreter zugleich Mitglieder ei-
nes Organs eines öffentlich-rechtlichen Rundfunkveran-
stalters sind oder zu diesem in einem Arbeits- oder
Dienstverhältnis stehen.

(6) Nicht zugangsberechtigt sind politische Parteien
und Wählervereinigungen und von diesen abhängige Un-
ternehmen und Vereinigungen (§ 17 AktG).

§ 4

Nutzungsbedingungen

(1) Die Sendezeiten, getrennt nach Fernsehen und
Fernsehtext, werden von der Arbeitsgemeinschaft festge-
legt.

(2) Einzelne Beiträge sollten eine Länge von 90 Minu-
ten und die Höchstdauer der Beiträge einer Person oder
Personengruppe monatlich 360 Minuten nicht über-
schreiten. Die Arbeitsgemeinschaft kann unter Berück-
sichtigung des Gleichbehandlungsgrundsatzes den Nut-
zerinnen und Nutzern weitere Sendezeiten anbieten, so-
fern die Kapazitäten des Offenen Kanals dies zulassen.
Die Dauer der Verbreitung und der Umfang der nutzba-
ren Texttafeln wird in der Nutzungsordnung der Arbeits-
gemeinschaft geregelt.

(3) Sendeplätze für Fernsehbeiträge werden grund-
sätzlich in der Reihenfolge des Eingangs der Sendean-
meldung vergeben. Für kurze Beiträge kann die Nut-
zungsordnung der Arbeitsgemeinschaft besondere Sen-
deplätze vorsehen. Die Nutzer können Wünsche hinsicht-
lich der Sendezeit und des Sendedatums äußern. Thema-
tisch ähnliche Beiträge verschiedener Nutzerinnen und
Nutzer können für die Verbreitung zu Sendeblöcken zu-
sammengefasst werden. Die Arbeitsgemeinschaft kann
feste Sendeplätze an Nutzer vergeben. Die Sendeplatz-
vergabe ist in diesem Fall in einer Nutzungsordnung der
Arbeitsgemeinschaft zu regeln. 

(4) Beiträge zu aktuellen Themen zugangsberechtigter
Nutzerinnen und Nutzer können außerhalb der Reihen-
folge des Eingangs der Sendeanmeldung ausgestrahlt
werden, wenn 

1. der Zeitpunkt des zu übertragenden oder kommentie-
renden Ereignisses den anmeldenden Nutzerinnen
oder Nutzern nachweislich erst kürzlich bekannt ge-
worden ist und 

2. dieser Zeitpunkt von den Nutzerinnen oder Nutzern
nicht beeinflusst werden kann und

3. ihr nicht früher eingegangene Anmeldungen anderer
Nutzerinnen oder Nutzer entgegenstehen.

(5) Unzulässig sind Beiträge staatlicher Stellen und
Beiträge, die in einem Zeitraum von drei Monaten vor ei-
ner Wahl im Verbreitungsgebiet der Öffentlichkeitsarbeit
von Parteien den Wählergruppen dienen.

§ 5

Verfahren bei der Anmeldung

(1) Für jeden Beitrag und jedes Fernsehtextangebot ist
eine Sendeanmeldung vor der Sendung einzureichen. Für
den Beitrag und die Inhalte der Texttafeln sind die jewei-
ligen Nutzerinnen bzw. Nutzer selbst verantwortlich. Die
Nutzerinnen und Nutzer müssen sich schriftlich ver-
pflichten, die LfM und die Arbeitsgemeinschaft von
Schadensersatzansprüchen Dritter freizustellen. Namen
und Anschrift der Unterzeichner der Sendeanmeldung
und die Freistellungserklärung müssen mit den in der
Sendung zu nennenden Verantwortlichen übereinstim-
men. Jeder Beitrag muss am Anfang oder am Ende Na-
men und Anschrift der Nutzerin bzw. des Nutzers und der
verantwortlichen Person im Sinne von § 31 Abs. 6 LMG
NRW enthalten.

(2) Die Sendeanmeldung muss Angaben enthalten
über:

1. vorläufigen Titel, voraussichtliche Länge des Beitrags
im Rahmen der Regelung gem. § 4 und die Dauer der
Verbreitung der Fernsehtexttafeln,

2. die Programmart (Fernsehen oder Fernsehtext), 
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3. die Anzahl der Fernsehtextseiten, 

4. die Produktionsart (live oder vorproduzierte mit dem
vorgesehenen Abspielsystem), 

5. eine Erklärung darüber, ob die Nutzerin bzw. der Nut-
zer mit der Vorführung des Beitrages und der Fernseh-
texttafel außerhalb der angemeldeten Sendung im Of-
fenen Kanal einverstanden ist, 

6. Name und Anschrift der Nutzerin bzw. des Nutzers
und der verantwortlichen Person.

Die Sendeanmeldung muss von der Nutzerin bzw. dem
Nutzer und der verantwortlichen Person unterschrieben
sein.

(3) Mit der Freistellungserklärung versichert die/der
für einen Beitrag, Sponsorhinweis oder Fernsehtexttafel
verantwortliche Nutzerin bzw. Nutzer, dass 

1. der Beitrag, der Sponsorhinweis oder die Fernsehtext-
tafeln nicht gegen das geltende Recht verstoßen, 

2. alle Rechte für die Verbreitung vorliegen,

3. die Nutzerin bzw. der Nutzer sich verpflichtet, die
LfM sowie die Arbeitsgemeinschaft von Schadenser-
satzansprüchen Dritter freizustellen, die aus der Ver-
breitung entstehen.

§ 6

Sponsoring

(1) Sponsoring ist ein Beitrag einer natürlichen oder
juristischen Person oder Personenvereinigung, die an
Rundfunktätigkeiten oder an der Produktion audiovisu-
eller Werke nicht beteiligt ist, zur direkten oder indirek-
ten Finanzierung einer Sendung um den Namen, die Mar-
ke, das Erscheinungsbild der Person, ihre Tätigkeit oder
der Leistung zu fördern.

(2) Sponsoring von einzelnen Beiträgen und Fernseh-
text im Offenen Kanal ist nicht gestattet.

(3) Inhalt und Programmplatz von Beiträgen dürfen
vom Sponsor nicht in der Weise beeinflusst werden, dass
die Verantwortung und die Unabhängigkeit der Arbeits-
gemeinschaft oder der Nutzerinnen bzw. Nutzer beein-
trächtigt werden.

(4) Zu Beginn und am Ende der täglichen Sendezeit
muss auf die Finanzierung durch den Sponsor/die Spon-
soren in vertretbarer Kürze deutlich hingewiesen werden.
Der Hinweis ist in diesem Rahmen auch durch Bewegt-
bild möglich. Der Hinweis auf den Sponsor/die Sponso-
ren des Offenen Kanals kann zusätzlich zwischen einzel-
nen Beiträgen erfolgen, wenn diese eine Länge von min-
destens 30 Minuten haben. Beiträge einer Nutzerin bzw.
Nutzers dürfen zu diesem Zweck nicht unterbrochen
werden. Die Hinweise auf den Sponsor/die Sponsoren im
Fernsehtext müssen auf gesonderten Fernsehtexttafeln
erscheinen.

(5) Wer nach den Bestimmungen des LMG NRW
oder nach anderen gesetzlichen Bestimmungen nicht
werben darf oder wer überwiegend Produkte herstellt
oder verkauft, oder wer Dienstleistungen erbringt, für
die Werbung nach dem LMG NRW verboten ist, darf
als Sponsor des Offenen Kanals nicht in den Sponsor-
hinweisen oder auf den Fernsehtexttafeln genannt wer-
den.

§ 7

Produktionshilfen, Kostenbeteiligung

(1) Die Arbeitsgemeinschaften können Nutzerinnen
und Nutzern Produktionshilfen gegen Erstattung ihrer
Selbstkosten zur Verfügung stellen und die Ausleihe von
Aufnahmegeräten ermöglichen. Dabei sind alle Nutzerin-
nen und Nutzer gleich zu behandeln. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft kann von Nutzerinnen
und Nutzern für die Verbreitung ihres Beitrags eine Kos-
tenbeteiligung verlangen; dabei sind alle Nutzerinnen
und Nutzer gleich zu behandeln. Die Arbeitsgemein-
schaft hat in diesem Fall eine Entgeltordnung aufzustel-
len. Die Entgeltordnung ist der LfM drei Monate vor In-

Kraft-Treten zur Genehmigung vorzulegen. Änderungen
sind der LfM unverzüglich mitzuteilen und müssen ge-
nehmigt werden. Die Entgeltsätze sind in ihrer Höhe zu
erläutern.

§ 8

Aufbewahrungspflicht und Gegendarstellung

(1) Für ihre Programmbeiträge sind jede Nutzerin und
jeder Nutzer selbst verantwortlich.

(2) Die verantwortliche Person im Sinne von § 31
Abs. 1 Satz 6 LMG NRW hat der Arbeitsgemeinschaft
eine Aufzeichnung des Beitrags zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtung nach § 43 Abs. 1 LMG NRW zur Verfügung
zu stellen. Wird innerhalb der Frist gem. § 43 Abs. 2
LMG NRW (drei Monate nach dem Tag der Verbreitung)
ein Beitrag beanstandet, enden die Pflichten der 
Aufzeichnung und Aufbewahrung erst, wenn die Bean-
standung durch rechtskräftige gerichtliche Entschei-
dung, durch gerichtlichen Vergleich oder auf andere
Weise erledigt ist. Die Verpflichtung der Arbeitsge-
meinschaft aus § 43 Abs. 3 LMG NRW bleibt unberührt.
Gegendarstellungsansprüche sind an die verantwortli-
che Person zu richten; die Arbeitsgemeinschaft teilt ih-
ren Namen und ihre Anschrift auf Wunsch mit. Für die
Kosten der Gegendarstellung haften die Nutzerinnen
und Nutzer und die verantwortliche Person gesamt-
schuldnerisch.

(3) Das Verfahren über Programmbeschwerden gegen
Beiträge richtet sich nach der Satzung der LfM über das
Verfahren bei Programmbeschwerden in der jeweils gül-
tigen Fassung.

§ 9

Entscheidungsrecht der LfM

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeits-
gemeinschaften und Nutzerinnen und Nutzern sowie in
Zweifelsfällen entscheidet die LfM.

(2) Die Beteiligten sind jeweils verpflichtet, der LfM
unverzüglich auf deren Verlangen den Beitrag auf Kas-
sette oder DAT zu übersenden.

(3) Verstößt eine Nutzerin oder ein Nutzer gegen ihre
oder seine Pflichten nach dem Landesmediengesetz oder
nach dieser Satzung, gilt § 118 Abs. 1 LMG NRW ent-
sprechend. Nach zweimaligem Pflichtverstoß kann die
LfM anordnen, das Beiträge dieser Nutzerin oder dieses
Nutzers bis zu sechs Monaten nicht verbreitet werden
dürfen. Maßnahmen nach Satz 2 können auch wiederholt
angeordnet werden.

§ 10

Schlussbestimmungen

Einzelheiten kann die LfM in weiteren Richtlinien
regeln. 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung
im Gesetz- und Verordndungsblatt Nordrhein-Westfalen
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Landesanstalt
für Rundfunk Nordrhein-Westfalen (LfR) über die Nut-
zung Offener Kanäle in Kabelanlagen vom 19. Februar
1988 (GV. NRW. S. 121), zuletzt geändert durch die Zwei-
te Satzungsänderung vom 21. Februar 1997 (GV. NRW.
S. 228), außer Kraft.

Düsseldorf, den 18. Juni 2004

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Norbert  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2004 S. 411
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Satzung 
der Landesanstalt für Medien 

Nordrhein-Westfalen (LfM) über die 
Nutzung von Sendezeiten 

für den Bürgerfunk im lokalen Hörfunk 
(Nutzungssatzung Hörfunk)

Vom 18. Juni 2004

Aufgrund der §§ 72 Abs. 3 Satz 4, 73 Abs. 3 Satz 3 des
Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen (LMG
NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 320),
erlässt die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfa-
len (LfM) folgende Satzung:

§ 1

Grundsätze

(1) Wer nicht zur Veranstaltung und Verbreitung von
Rundfunk nach dem Landesmediengesetz Nordrhein-
Westfalen oder anderen Gesetzen zugelassen ist, kann mit
Programmbeiträgen für den lokalen Hörfunk Bürgerfunk
betreiben.

(2) Bürgerfunk darf nicht auf einen wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb gerichtet sein. Werbung, Teleshopping
und Sponsoring in Programmbeiträgen für den lokalen
Hörfunk ist unzulässig.

(3) Jede Veranstaltergemeinschaft muss in ihr tägli-
ches Programm nach Maßgabe des Programmschemas
Programmbeiträge von Gruppen i. S. d. § 72 Abs. 1 und 2
LMG NRW von 15 vom Hundert der Programmdauer,
täglich jedoch mindestens 50 und höchstens 120 Minuten,
einbeziehen. Dies gilt nicht, wenn sich die Beteiligten an-
derweitig einigen. 

§ 2

Zugangsberechtigung

(1) Zugangsberechtigt zum Bürgerfunk im lokalen
Hörfunk sind Gruppen, die im Verbreitungsgebiet eines
lokalen Hörfunkprogramms tätig sind. Alle Mitglieder
der Gruppen müssen ihre Hauptwohnung im Verbrei-
tungsgebiet haben.

(2) Gruppe im Sinne des § 72 LMG NRW und dieser
Satzung ist jeder Zusammenschluss von mindestens zwei
Personen zu einem gemeinsamen Zweck.

§ 3

Ausschluss der Zugangsberechtigung

(1) Nicht zugangsberechtigt sind die nach § 62 Abs. 1
LMG NRW bestimmungsbefugten Stellen. Mitglieder
einer Veranstaltergemeinschaft oder Personen, die zu
dieser in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis oder in
einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis stehen, dürfen
an der Herstellung von Programmbeiträgen nach § 73
Abs. 1 LMG NRW nicht mitwirken. Dies gilt nicht für die
Vertreterin oder den Vertreter einer anerkannten Radio-
werkstatt im Sinne von § 62 Abs. 3 LMG NRW.

(2) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren
Mitglieder, Gesellschafter oder gesetzliche oder satzungs-
mäßige Vertreter von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts oder Personen sind, die zu diesen juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts in einem Dienst-
oder Arbeitsverhältnis in leitender Stellung stehen. Vom
Zugangsverbot nach Satz 1 sind öffentlich-rechtliche
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie
Theater, Volkshochschulen, Hochschulen, Schulen und
sonstige kulturelle Einrichtungen nicht erfasst. Die evan-
gelischen Kirchen, die katholische Kirche und die jüdi-
schen Kultusgemeinden sind als bestimmungsbefugte
Stellen nach Absatz 1 Satz 1 vom Zugang ausgeschlossen.

(3) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, die als Un-
ternehmen und Vereinigungen von juristischen Personen
des öffentlichen Rechts abhängig sind (§ 17 Aktienge-
setz).

(4) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren Mit-
glieder oder gesetzliche oder satzungsmäßigen Vertreter
zugleich Mitglieder der Bundesregierung, einer Landes-
regierung oder einer ausländischen Regierung sind.

(5) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren Mit-
glieder, Gesellschafter, gesetzliche oder satzungsmäßige
Vertreter zugleich Mitglieder eines Organs eines öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkveranstalters sind oder zu die-
sem in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen.

(6) Nicht zugangsberechtigt sind politische Parteien
und Wählervereinigungen und von diesen abhängige Un-
ternehmen und Vereinigungen (§ 17 Aktiengesetz).

§ 4

Nutzungsbedingungen

(1) Die Sendezeit, die die Veranstaltergemeinschaft
den zugangsberechtigten Gruppen zur Verfügung stellt,
richtet sich nach der von der LfM zugelassenen Pro-
grammdauer und dem von der LfM zugelassenen Pro-
grammschema. Die Sendezeiten sollen im unmittelbaren
Zusammenhang mit der im Programmschema für redak-
tionelle lokale Wortbeiträge vorgesehenen Sendezeit
(lokallizenzierte Sendezeit) stehen, wenn die Beteiligten
keine anderweitige einvernehmliche Regelung erzielen.
Programmbeiträge an den in § 55 Abs. 2 Buchstabe b
LMG NRW genannten Tagen sollen zu den in der Woche
für sie üblichen Sendezeiten verbreitet werden. 

(2) Die Programmbeiträge müssen von den Gruppen
selbst hergestellt und eigenständig gestaltet werden und
ausschließlich für die Ausstrahlung im Verbreitungsge-
biet oder in einem Teil hiervon bestimmt sein.

(3) Die Beiträge werden grundsätzlich in der Reihen-
folge des Eingangs der Sendeanmeldung auf den hierfür
im Programmschema vorgesehenen Sendeplätzen ver-
breitet. Es besteht für die einreichende Gruppe nur eine
Anspruch auf eine einmalige Ausstrahlung. Der Gruppe
muss mit der Sendeanmeldung der Zeitpunkt der Aus-
strahlung bekannt gegeben werden. Unter Berücksichti-
gung der zeitlichen Wünsche der Nutzer können insbe-
sondere für aktuelle Beiträge abweichende Regelungen
getroffen werden.

(4) Eine aus aktuellen Gründen notwendige Pro-
grammänderung auf dem ursprünglich vorgesehenen
Sendeplatz ist der zugangsberechtigten Gruppe von der
Veranstaltergemeinschaft frühstmöglich bekannt zu
geben; die Veranstaltergemeinschaft ist verpflichtet, am
ursprünglich vorgesehenen Sendeplatz bzw. rechtzeitig
vorher auf die Programmänderung hinzuweisen und der
zugangsberechtigten Gruppe einen anderen Sendeplatz
am gem. Absatz 3 bekannt gegebenen Sendetag einzuräu-
men.

(5) Abweichend von der Reihenfolge des Eingangs der
Sendeanmeldung müssen diejenigen Beiträge verbreitet
werden, zu deren Ausstrahlung die Veranstaltergemein-
schaft aufgrund einer bestandskräftigen Entscheidung
gem. § 80 LMG NRW verpflichtet wurde. Diese Beiträge
sollen unverzüglich auf einem hierfür gesondert ausge-
wiesenen Sendeplatz zu einer gleichwertigen Sendezeit
ausgestrahlt werden. 

(6) Nicht in Anspruch genommene Sendezeit kann die
Veranstaltergemeinschaft selbst nutzen. Dabei hat sie die
Möglichkeit, eine Vereinbarung nach § 56 LMG NRW zu
schließen.

(7) Unzulässig sind Beiträge staatlicher Stellen und
Beiträge, die in einem Zeitraum von drei Monaten vor ei-
ner Wahl im Verbreitungsgebiet der Öffentlichkeitsarbeit
von Parteien oder Wählergruppen dienen.

§ 6

Verfahren bei der Anmeldung von Sendungen

(1) Mit jedem Beitrag ist von den Gruppen eine Sende-
anmeldung rechtzeitig vor der Sendung einzureichen. Be-
standteil der Sendeanmeldung ist eine kurze inhaltliche
Beschreibung über den Ablauf der verwendeten Musikti-
tel und Wortbeiträge einschließlich der Angabe der Län-
ge des Beitrags und der Produktionsart.
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(2) Die Veranstaltergemeinschaft kann zur sachge-
rechten Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 73 Abs. 3
Satz 1 LMG NRW verlangen, dass die Gruppen sich
schriftlich verpflichten, die Veranstaltergemeinschaft
und die LfM von Schadensersatzansprüchen Dritter, die
aus der Verbreitung des Beitrages entstehen können, frei-
zustellen. Mit der Freistellungserklärung versichern die
Gruppen, dass der Beitrag den Bestimmungen des Lan-
desmediengesetzes Nordrhein-Westfalen insbesondere
den §§ 71 bis 73 LMG NRW entspricht und sie alle Rech-
te für die Verbreitung des Beitrages besitzen.

(3) Für den Nachweis der gesetzlichen Zugangsvoraus-
setzungen reicht im Regelfall die schriftliche Erklärung
des von den Gruppen der Veranstaltergemeinschaft ge-
genüber genannten Verantwortlichen für den Beitrag aus.

(4) Die Veranstaltergemeinschaft kann vor der Aus-
strahlung von Beiträgen mit fremdsprachigen oder sons-
tigen sprachlich nicht allgemein verständlichen Inhalten
die Vorlage einer inhaltlichen Zusammenfassung verlan-
gen. Hat die Veranstaltergemeinschaft begründete An-
haltspunkte dafür, dass die gesetzlichen und satzungsmä-
ßigen Bestimmungen nicht eingehalten sind, kann sie die
Vorlage einer Übersetzung des Beitrages verlangen. Hat
die Veranstaltergemeinschaft begründete Anhaltspunkte
dafür, dass die Übersetzung den Inhalt des Beitrages in
wesentlichen Teilen nicht zutreffend wiedergibt, kann sie
von der Gruppe die Übersetzung durch einen vereidigten
Übersetzer verlangen.

§ 7 

Aufgaben der Veranstaltergemeinschaft

(1) Die Veranstaltergemeinschaft ist für den Inhalt der
Programmbeiträge der Gruppe nach § 73 Abs. 3 Satz 1
LMG NRW verantwortlich. Die Veranstaltergemeinschaft
ist verpflichtet, die eingereichten Beiträge inhaltlich und
technisch unverändert entsprechend der im Programm-
schema ausgewiesenen Sendezeit auszustrahlen.

(2) Die Veranstaltergemeinschaft hat Programmbei-
träge abzulehnen, die den gesetzlichen Bestimmungen
nicht entsprechen.

(3) Die Veranstaltergemeinschaft gibt den Gruppen die
ihr von der LfM zur Verfügung gestellten Unterlagen
über die Nutzung von Sendezeiten für den Bürgerfunk im
lokalen Hörfunk zur Kenntnis.

(4) Hat die Veranstaltergemeinschaft begründete
Zweifel an der Vereinbarkeit eines eingereichten Beitrags
mit dem geltenden Recht, setzt sie sich rechtzeitig vor
dem geplanten Sendetermin mit der Gruppe ins Beneh-
men; dabei ist der Gruppe der Grund der möglichen Ab-
lehnung und der beanstandete Teil des Beitrags mitzutei-
len.

§ 11

Produktionshilfen

Die Veranstaltergemeinschaft muss zugangsberechtig-
ten Gruppen auf deren Wunsch notwendige studiotechni-
sche Einrichtungen einschließlich der für ihren Betrieb
erforderlichen Beratung (Produktionshilfen) gegen Er-
stattung ihrer Selbstkosten zur Verfügung stellen; dabei
sind alle Gruppen gleich zu behandeln. Die Veranstalter-
gemeinschaft hat eine Entgeltordnung aufzustellen. Sie
kann auch eine anerkannte Radiowerkstatt oder zusam-
mengeschlossene anerkannte Radiowerkstätten mit Pro-
duktionshilfen beauftragen. Das Nähere regelt die LfM in
einer gesonderten Satzung.

§ 12

Aufbewahrungspflicht und 
Gegendarstellung

(1) Die Veranstaltergemeinschaft ist gegenüber der
LfM dafür verantwortlich, dass eine Aufzeichnung eines
jeden gesendeten Beitrags erfolgt und für die Dauer der
Frist gemäß § 43 Abs. 2 LMG NRW (drei Monate nach
dem Tag der Verbreitung) aufbewahrt wird. Wird inner-
halb dieser Frist ein Beitrag beanstandet, enden die
Pflichten der Aufzeichnung und Aufbewahrung erst,

wenn die Beanstandung durch rechtskräftige gerichtliche
Entscheidung, durch gerichtlichen Vergleich oder auf
andere Weise erledigt ist. Die Verpflichtung der Ver-
anstaltergemeinschaft aus § 43 Abs. 3 LMG NRW bleibt
unberührt. Gegendarstellungsansprüche sind an die Ver-
anstaltergemeinschaft zu richten.

(2) Das Verfahren über Programmsbeschwerden gegen
Beiträge richtet sich nach der Satzung der LfM über das
Verfahren bei Programmbeschwerden in der jeweils gül-
tigen Fassung.

§ 13

Entscheidungsrecht der LfM

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Veran-
staltergemeinschaften und Gruppen, die Bürgerfunk im
lokalen Hörfunk betreiben, sowie in Zweifelsfällen ent-
scheidet die LfM. 

(2) Die Beteiligten sind jeweils verpflichtet, der LfM
unverzüglich auf deren Verlangen den Beitrag auf Kas-
sette oder DAT zu übersenden. Wurde ein Bürgerfunkbei-
trag im lokalen Hörfunk abgelehnt, ist die schriftliche
Ablehnungsbegründung zu übersenden.

§ 14

Schlussbestimmungen

(1) Einzelheiten kann die LfM in weiteren Richtlinien
regeln. 

(2) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung der Landesanstalt für Rundfunk Nordrhein-Westfa-
len (LfR) über die Nutzung Offener Kanäle im lokalen
Rundfunk vom 21. August 1998 (GV. NRW. S. 556) außer
Kraft.

Düsseldorf, den 18. Juni 2004

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Norbert  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2004 S. 414

2251

Satzung 
der Landesanstalt für Medien 

Nordrhein-Westfalen (LfM) über die 
Gewährung von Produktionshilfen 
durch Veranstaltergemeinschaften 

für Gruppen gemäß § 72 Abs. 1 LMG NRW 
(Produktionshilfesatzung)

Vom 18. Juni 2004

Aufgrund des § 74 Satz 4 des Landesmediengesetzes
Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002
(GV. NRW. S. 334), zuletzt geändert durch Gesetz vom
17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 320), erlässt die Landesanstalt
für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) folgende Sat-
zung:

§ 1

Grundsatz

Gemäß § 74 Satz 1 LMG NRW muss die Veranstalter-
gemeinschaft den Gruppen nach § 72 Abs. 1 LMG NRW
auf deren Wunsch notwendige studiotechnische Einrich-
tungen einschließlich der für ihren Betrieb erforderlichen
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Beratung (Produktionshilfen) gegen Erstattung ihrer
Selbstkosten zur Verfügung stellen.

§ 2

Bereitstellung der Produktionshilfen

(1) Die studiotechnische Einrichtung umfasst insbe-
sondere alle technischen Geräte wie Aufnahmegeräte,
Mischpult, Mikrofone, Zuspielgeräte und digitale
Schnittmöglichkeiten, die für die Produktion der im Lo-
kalfunk üblichen Beitragsformen notwendig sind. Zu
Produktionshilfen gehören auch die Einweisung in die
Bedienung der technischen Geräte sowie die für die tech-
nische Produktion eines Beitrags erforderliche Beratung.

(2) Die Gewährung von Produktionshilfen erfolgt auf
Nachweis der Zugangsberechtigung.

§ 3

Umfang der Produktionshilfen

(1) Der Umfang der für die Produktionshilfen bereit-
zustellenden studiotechnischen Einrichtungen richtet
sich nach § 3 der Satzung der Landesanstalt für Medien
Nordrhein-Westfalen über die Förderung der Bürgerme-
dien gemäß § 82 Abs. 5 Satz 1 LMG NRW (Fördersatzung
Bürgermedien) vom 12. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 6).

(2) Als sonstiges Material sind Speichermedien und
Studioverbrauchmaterial bereitzustellen.

(3) Der zur Einweisung beauftragte Mitarbeiter ist
nicht Erfüllungsgehilfe der Gruppe.

§ 4

Erstattung der Selbstkosten

(1) Die Veranstaltergemeinschaft kann für die Gewäh-
rung von Produktionshilfen die Erstattung ihrer Selbst-
kosten verlangen. Dabei müssen alle Gruppen gleich be-
handelt werden.

(2) Für die Berechnung dürfen nur die speziell für die
Produktionshilfeeinrichtung anfallenden Selbstkosten
Berücksichtigung finden. Die Höhe des Entgelts darf
nicht zu einem Ausschluss vom Zugang zum Bürgerfunk
im lokalen Hörfunk führen. Für die Prüfung und Verbrei-
tung der Beiträge dürfen keine zusätzlichen Kosten gel-
tend gemacht werden. Bei der Bemessung der Entgelte
müssen alle Gruppen gleich behandelt werden.

(3) Die Höhe des Entgelts richtet sich nach der Nut-
zungsdauer der Produktionsmittel im Sinne des § 2
Abs. 1 und § 3 durch die Gruppe in vollen Stunden unter
Berücksichtigung der speziell für die Produktionshilfe-
einrichtung anfallenden Kosten.

(4) Die Veranstaltergemeinschaft bestimmt auf der
Grundlage der in Absatz 1 und 2 genannten Grundsätze
die Höhe des von der Gruppe zu erstattenden Entgelts für
die Bereitstellung der technischen Beratung, der mobilen
Aufnahmetechnik, der Produktionstechnik und des sons-
tigen Materials.

(5) Grundlage für das gemäß § 74 Satz 1 LMG NRW zu
zahlende Entgelt ist eine Kalkulation der Selbstkosten
auf der Basis einer 60 %-igen Auslastung der Produk-
tionsstätte durch Gruppen im Sinne des § 72 Abs. 1 LMG
NRW. 

(6) Selbstkosten sind:

1. Die Berechnung von angemessenen Abschreibungssät-
zen und Mietzinsen für die Nutzung der studiotechni-
schen Einrichtung und der ggf. genutzten Räumlich-
keiten,

2. die Erstattung der Materialkosten nach dem Wieder-
beschaffungswert oder in Form einer angemessenen
Pauschale,

3. die Erstattung der anteiligen Personalkosten für die
technische Beratung durch einem Mitarbeiter der Ver-
anstaltergemeinschaft oder einen von ihr beauftragten
Dritten und

4. die Erstattung der sonstigen Kosten nach dem Auf-
wand oder in Form einer angemessenen Pauschale, die

auch anteilige Versicherungskosten für die Ausleihe
der Geräte enthalten kann.

§ 5

Entgeltordnung

Die Veranstaltergemeinschaft stellt für die zu erstat-
tenden Selbstkosten eine Entgeltordnung auf, die der
LfM zur Zustimmung vorzulegen ist.

§ 6 

Beauftragung anerkannter 
Radiowerkstätten

Die Veranstaltergemeinschaft kann eine anerkannte
Radiowerkstatt oder zusammengeschlossene anerkannte
Radiowerkstätten mit Produktionshilfen beauftragen.
Dabei kann auch die Bereitstellung von geeignetem Bera-
tungspersonal vereinbart werden. Die anerkannten Ra-
diowerkstätten verpflichten sich, den Gruppen im Sinne
des § 72 Abs. 1 LMG NRW Produktionshilfen entspre-
chend den Vorschriften der §§ 2 und 3 zu gewähren.

§ 7

Ablösung der Verpflichtung zur 
Produktionshilfe

Im gegenseitigen Einvernehmen zwischen Veran-
staltergemeinschaft und Betriebsgesellschaft kann die
Produktionshilfeverpflichtung auch durch die Zahlung
eines angemessenen Entgelts an die LfM abgegolten wer-
den. Diese setzt die so erlangten Mittel treuhänderisch im
Sinne des § 2 Abs. 1 im jeweiligen Verbreitungsgebiet ein.

§ 8

In Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tag der Bekanntmachung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Landesanstalt
für Rundfunk Nordrhein-Westfalen (LfR) über die Ge-
währung von Produktionshilfen durch die Veranstalter-
gemeinschaften für Gruppen gemäß § 24 Abs. 4 des
Rundfunkgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(LRG NW) vom 27. Juni 1994 (GV. NRW. S. 432) außer
Kraft.

Düsseldorf, den 18. Juni 2004

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Norbert  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2004 S. 415

301

Verordnung 
über die Zusammenfassung 
von Streitigkeiten nach dem 

Olympiaschutzgesetz 
(Konzentrations-VO Olympiaschutzgesetz 

– § 9 OlympSchG)

Vom 13. Juli 2004

Auf Grund des § 9 Abs. 2 Satz 1 des Olympiaschutzge-
setzes vom 31. März 2004 (BGBl. I S. 479) in Verbindung
mit § 1 der Verordnung über die Ermächtigung des Jus-
tizministeriums zum Erlass von Rechtsverordnungen
nach § 9 Abs. 2 des Olympiaschutzgesetzes vom 15. Juni
2004 (GV. NRW. S. 362)  wird verordnet:
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§ 1

Konzentration

Rechtsstreitigkeiten nach dem Olympiaschutzgesetz,
für die das Landgericht in erster Instanz zuständig ist,
werden zugewiesen 

dem Landgericht Düsseldorf
für den Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf,

dem Landgericht Bielefeld
für die Landgerichtsbezirke Bielefeld, Detmold,
Münster und Paderborn,

dem Landgericht Bochum
für die Landgerichtsbezirke Arnsberg, Bochum,
Dortmund, Essen, Hagen und Siegen,

dem Landgericht Köln
für den Oberlandesgerichtsbezirk Köln.

§ 2

Übergangsregelung

Für Streitsachen nach dem Olympiaschutzgesetz, die
vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung anhängig gewor-
den sind, verbleibt es bei der bisherigen Zuständigkeit.

§ 3

In-Kraft-Treten, Berichtspflicht

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft. 

Das Justizministerium berichtet der Landesregierung
bis zum 31. Dezember 2009 über die Notwendigkeit des
Fortbestehens dieser Verordnung.

Düsseldorf, den 13. Juli 2004

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Wolfgang  G e r h a r d s

– GV. NRW. 2004 S. 416

Genehmigung der 
23. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Detmold, 
Teilabschnitt Oberbereich Paderborn 
im Gebiet der Stadt Bad Wünnenberg

Vom 20. Juli 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in
seiner Sitzung am 8. März 2004 die Aufstellung der
Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie-
rungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich Pader-
born im Gebiet der Stadt Bad Wünnenberg beschlossen
(Freizeit- und Erholungsschwerpunkt).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 20. Juli 2004
– V.2 – 30.14.03.25 – gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am
17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einvernehmen mit den
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes ent-
haltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 23. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbe-
reich Paderborn wird beim Ministerium für Verkehr,
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Energie und Landesplanung (Landesplanungsbehörde),
der Bezirksregierung Detmold (Bezirksplanungsbehörde)
sowie dem Kreis Paderborn und der Stadt Bad Wünnen-
berg zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsent-
wicklungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung bei der
Bezirksregierung Detmold (Bezirksplanungsbehörde)
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften über die Genehmigung des Gebietsent-
wicklungsplanes oder deren Bekanntmachung verletzt
worden sind.

Düsseldorf, den 20. Juli 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l

– GV. NRW. 2004 S. 417

Genehmigung der 
2. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Köln, 
Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg 

im Gebiet der Stadt Troisdorf

Vom 15. Juli 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln hat in
seiner Sitzung am 14. Mai 2004 die Aufstellung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regierungs-
bezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg im
Gebiet der Stadt Troisdorf beschlossen (Konversion von
Camp Spich).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 15. Juli 2004
– V.2 – 30.16.03.02 – gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am
17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195) im Einvernehmen mit den
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes ent-
haltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landes-
planung.

Die 2. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für
den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/
Rhein-Sieg wird beim Ministerium für Verkehr, Energie
und Landesplanung (Landesplanungsbehörde), der
Bezirksregierung Köln (Bezirksplanungsbehörde) sowie
dem Rhein-Sieg-Kreis und der Stadt Troisdorf zur Ein-
sicht für jedermann niedergelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:
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Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick-
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung
Köln (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht worden
ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Geneh-
migung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren
Bekanntmachung verletzt worden sind.

Düsseldorf, den 15. Juli 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dieter  K r e l l
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